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Wehrpflichtig sind grundsätzlich alle deutschen 

Männer zwischen dem 18. und dem 60. Lebensjahr. 

Das neue Gesetz unterscheidet zwischen Männern, 

die vor und nach 2008 geboren wurden.  

Männer ab dem Jahrgang 2008 sind verpflichtet auf 

Aufforderung die Bereitschaftserklärung abzugeben 

(dazu 1.) und sich einer Musterung zu unterziehen 

(dazu 2.). Für alle älteren Männer gilt dies - so wie 

bisher - erst im Spannungs- und Verteidigungsfall. 

 

Eine Pflicht zum Wehrdienst gibt es derzeit nicht. 

Die Bundesregierung betont, dass der „neue Wehr-

dienst“ auf Freiwilligkeit beruhe. Zugleich wurde 

aber die Möglichkeit geschaffen, eine Bedarfswehr-

pflicht anzuordnen, wenn die „verteidigungspoliti-

sche Lage oder die Personallage“ dies erfordern. 

 

Bereits jetzt kommt ein Antrag auf Kriegsdienstver-

weigerungin Betracht (dazu 3.). Für Personen, die 

sich für den Wehr- oder Ersatzdienst entscheiden, 

ist das Arbeitsplatzschutzgesetz relevant (dazu 4.). 

1. Bereitschaftserklärung 

Ab Januar 2026 erhalten alle deutschen Bürgerin-

nen und Bürger ab dem Jahrgang 2008, zu ihrem 18. 

Geburtstag, Post von der Bundeswehr. Der in dem 

Brief enthaltene QR-Code führt zu einem Fragebo-

gen zur „Erklärung zur Bereitschaft und Fähigkeit 

zu einer Wehrdienstleistung“. Dieser ist vorab auf 

der Website der Bundeswehr einsehbar. 

 

Wehrpflichtige Männer ab dem Jahrgang 2008 sind 

verpflichtet, den Fragebogen auf Aufforderung aus-

zufüllen (§ 15a WPflG). Dies gilt auch für Kriegs-

dienstverweigerer (siehe 3.). Reagiert man nicht in-

nerhalb eines Monats, erhält man eine zweite Auf-

forderung mit einer erneuten Fristsetzung. Die 

Nicht- oder Falschabgabe stellt eine Ordnungswid-

rigkeit dar und kann mit einer Geldbuße geahndet 

werden (§ 45 WPflG), deren Höhe noch unklar ist.  

 

Neueinführung des Wehrdienstes: 

Das müsst ihr wissen 

Die IG Metall setzt sich laut ihrer Satzung für Frieden, Abrüstung und Völkerverständi-

gung ein. Bestimmte Streitigkeiten aus dem Wehr - oder Ersatzdienst sind von unserem 

Rechtsschutz umfasst. Mit dem Inkrafttreten des Wehrdienstmodernisierungsgesetz 

zum 1. Januar 2026 erwarten wir, dass uns zahlreiche Anfragen erreichen. Wir informie-

ren euch über die wichtigsten Fakten und erklären, welche Möglichkeiten Mitglieder ha-

ben, die befürchten, dass die Wehrdienst pflicht wiederbelebt wird.  

Rechtsinfo aus dem Arbeits- und Sozialrecht Nr. 01/2026  

https://www.bundeswehr.de/resource/blob/6054406/3b369d8f38026ea2404454a768c95ffd/fragebogen-data.pdf
https://www.bundeswehr.de/resource/blob/6054406/3b369d8f38026ea2404454a768c95ffd/fragebogen-data.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/wehrpflg/__15a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/wehrpflg/__45.html
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Wissen sollte man, dass die Bundeswehr die abge-

gebenen Daten von Wehrpflichtigen dauerhaft spei-

chert und verarbeitet. Sie darf sie zur Übersendung 

von Informationen und zur Personalbearbeitung 

nutzen. Im Spannungs- oder Verteidigungsfall ist 

die Bundeswehr auch befugt, die Daten für die Ein-

berufung und Heranziehung zum (Pflicht-)Wehr-

dienst zu verarbeiten (§ 15b WPflG). 

2.  Musterung 

Alle wehrpflichtigen Männer ab dem Geburtsjahr 

2008 sollen einer Musterung unterzogen werden.  

Bis die für einen so umfangreichen Prozess benötig-

ten Kapazitäten aufgebaut sind, werden erstmal nur 

„Freiwillige“ eingeladen. Ab Mitte 2027 soll die ver-

pflichtende Musterung dann für alle umgesetzt wer-

den. Das gilt auch für diejenigen, die einen Antrag 

auf Kriegsdienstverweigerung gestellt haben und 

nicht ohnehin bereits gemustert wurden (siehe 3.). 

3.  Kriegsdienstverweigerung 

Wegen des Grundrechts auf Kriegsdienstverweige-

rung (KDV) kann jeder den Kriegsdienst auf Grund 

der eigenen Gewissenentscheidung verweigern. Die 

Verfassung enthält damit eine starke Exit-Option, die 

auch im Spannungs- und Verteidigungsfall gilt.  

Art. 4 Abs. 3 des Grundgesetzes lautet:  

„Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegs-

dienst mit der Waffe gezwungen werden.“ 

 

Einen KDV-Antrag kann jeder deutsche Mann stel-

len, der älter als 17,5 Jahre und jünger als 60 Jahre 

ist. Er kommt also auch für Männer in Frage, die äl-

ter als der Jahrgang 2008 sind. Anträge sind beim 

Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-

deswehr zu stellen. Bei der Verweigerungsbegrün-

dung sind persönliche Motive anzugeben.  

 

In Folge des KDV-Antrages kann man zunächst zur 

Musterung geladen werden. Wer dort als „untaug-

lich“ eingestuft wird, ist vom Kriegsdienst befreit. 

Im Übrigen wird der KDV-Antrag bearbeitet.  

 

Detailliertere Informationen zur KDV finden sich bei 

der DFG-VK (Deutsche Friedensgesellschaft - Verei-

nigte KriegsdienstgegnerInnen). 

4. Arbeitsplatzschutzgesetz 

Für die Zeit des Wehr-, bzw. Ersatzdienst ruht das 

Arbeitsverhältnis (§ 1 ArbPlSchG). Es besteht Kündi-

gungsschutz: der Arbeitgeber darf nicht aus Anlass 

des Wehrdienstes kündigen. Ähnliches gilt für die 

Übernahme nach der Ausbildung: diese darf nicht 

aus diesem Anlass abgelehnt werden (§ 2 Arb-

PlSchG). Wichtig ist, dass der Einberufungsbe-

scheid sofort dem Arbeitgeber vorgelegt wird.  

Rechtsschutz der IG Metall  
Re chtschutz k ann g ew ährt  w e rde n  für :  

„ Stre i t igk ei te n  aus  de m We hr - oder  Ers atzd ie nst ,  
w e nn es  s ich  um Ve rs org ungs sache n,  We hrd ie ns tve r-
w eige rung ,  Rück ste l lung  vom We hr -  ode r Ers atzdie nst  
hande lt .“  

Wi rd z .B .  de r KDV -Antrag  neg at iv  bes chiede n ,  k ann 

Re chtss chutz  ge w ährt  we rde n.  Dag ege n s ind  St re i t ig -

k ei te n  we ge n der  N ichtabg abe de r Berei ts chaf tse rk lä-

rung  nicht  von uns ere m Re chts schutz  umfas st .   

Da  d ie  Gew ährung  von Re chtsanw al ts re chtss chutz  in-

f rage  ste ht ,  i st  de r  Ant rag  beim Vors tand  zu  ste l le n.   

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/wehrpflg/__15b.html
https://dfg-vk.de/
https://www.gesetze-im-internet.de/arbplschg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/arbplschg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/arbplschg/__2.html

